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Große Anfrage 

der Fraktion der DP (FVP) 


betr. Gleichstellung der Angehörigen der ehemaligen 
Waffen-SS mit den Angehörigen der ehemaligen 
Wehrmacht 

Dem Kreiswehrersatzamt Hagen i. W. ist folgender Brief eines 
Wehrpflichtigen zugegangen: 

„Ich melde mich auf Grund der Bekanntmachung zur Erfassung 
der Wehrpflichtigen. Von der Ausübung des Wehrdienstes 
bitte ich mich zu befreien. 

Begründung : 

Mein Onkel, N. N., fiel im April 1941 als Reserveoffizier 
der Waffen-SS in Griechenland. 

Mein Vater fiel 1944 als Eichenlaubträger und Divisions- 
kommandeur der Waffen-SS an der Westfront. 

Meine Mutter hat seit 1945, ohne die von meinem Vater 
rechtlich erworbenen Versorgungsansprüche zu erhalten, meine 
vier Geschwister und mich ernährt. Der Staat hat den Einsatz 
meines Vaters in keiner Weise anerkannt. 

Wie ich jetzt aus der Presse entnommen habe, wäre mein 
Vater heute wehrunwürdig, weil er der Waffen-SS angehört hat. 

Durch die Entscheidung des Personalgutachterausschusses wurde 
den noch lebenden Kameraden meines Vaters die Wchrwürdig- 
keit abgesprochen. 

Es ist daher für mich unmöglich, Soldat zu werden, wenn 
der Staat, dem ich mit voller Hingabe dienen soll, meinen 
gefallenen Vater auf die Stufe eines Verbrechers stellt. 

Aus Gewissensgründen ist es mir unmöglich, Waffenträger zu 
werden. 

gez. Unterschrift.” 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die kollektive Ver- 
urteilung der Angehörigen der ehemaligen Waffen-SS und deren 
Familien rechtstaatlichen Grundsätzen entspricht und weiter auf- 
reduhahen bleiben soll? 
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2. Vertritt die Bundesregierung die Ansicht, daß die Angehörigen 
der ehemaligen Waffen-SS, die sich zum demokratischen Staat 
und zu ihren staatsbürgerlichen Pflichten bekennen, von sich aus 
der Bundeswehr fernbleiben sollten? 

3. Wird sich die Bundesregierung für die Beseitigung der noch in 
Gesetzen und Verordnungen bestehenden Ausnahmebestimmungen 
für die Angehörigen der ehemaligen Waffen-SS und deren Hinter- 
bliebene cinsetzen? 

4. Ist die Bundesregierung bereit, alle Bewerber der ehemaligen 
Waffen SS für die Verwendung in der Bundeswehr mit den An- 
gehörigen der ehemaligen Wehrmacht gleichzustellcn ? 
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